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Für die kommenden Feiertage wünscht Ihnen der Geschäftsführende Ausschuss eine besinnliche Zeit, Fröhliche Weihnachten und einen guten Rutsch ins neue Jahr!

Herbsttagung in Hannover

Auch in diesem Jahr kamen zahlreiche Familienanwältinnen und -anwälte zur Herbsttagung zusammen. Das Programm in Hannover enthielt ausführliche Vorträge namhafter Referentinnen und Referenten zu brisanten Themen des Familienrechts, in den Workshops gab es Platz für Diskussionen und Erfahrungsaustausch. Es blieb auch Zeit für persönliche Gespräche, alte und neue Begegnungen. Über Einzelheiten und Besonderheiten der Tagung berichten wir in Kürze in der Zeitschrift Forum Familienrecht und im Anwaltsblatt. Wie immer gibt es bald eine Nachlese auf unserer Internetseite. 
Düsseldorfer Tabelle: Neuer Selbstbehalt ab 2011

Ab dem 1. Januar 2011 tritt die neue Düsseldorfer Tabelle in Kraft. Geändert hat sich der Selbstbehalt: Der notwendige Eigenbedarf wird für Erwerbstätige, die für minderjährige Kinder oder privilegierte Volljährige unterhaltspflichtig sind, von 900 Euro auf 950 Euro erhöht. Für nicht erwerbstätige Unterhaltsverpflichtete bleibt es bei dem bisherigen Betrag von 770 Euro. Auch die Selbstbehalte bei Unterhaltspflichten gegenüber Ehegatten, Mutter/Vater eines nichtehelichen Kindes, volljährigen Kindern oder Eltern werden angehoben: Die Anpassung von 900Euro Euro auf 950 Euro  lehnt sich an die Erhöhung der SGB II Sätze („Hartz IV“) zum 1. Januar 2011 an. Auch der Bedarfskontrollbetrag wird in jeder Einkommensgruppe um 50 € erhöht. Die Änderungen stehen unter dem Vorbehalt, dass der Bundesrat den vom Bundestag beschlossenen Existenzminimum-Berichten am 17.12.2010 zustimmen wird.
Auf einen Blick: Die neue Düsseldorfer Tabelle, Änderungen gegenüber der alten Tabelle, Frühere Tabellen. 

EU: Scheidungsrecht bei binationalen Ehen vereinfacht
Künftig können sich binationale Ehepaare, die in den EU-Staaten leben, leichter scheiden lassen. Deutschland und 13 weitere Staaten haben sich während eines Treffens der EU-Justizminister in Brüssel am 2.12.2010 auf eine sogenannte verstärkte Zusammenarbeit geeinigt und damit den Gesetzesvorschlag gebilligt. Wollen sich binationale Paare scheiden lassen, können sie künftig in diesen Ländern wählen, welches Landesrecht sie anwenden wollen. Zugleich sollen Situationen ausgeschlossen werden, in denen ein Ehegatte alles daran setzt, die Scheidung zuerst einzureichen, um sicherzugehen, dass sich das Verfahren nach der Rechtsordnung richtet, die seine Interessen besser schützt. Das „forum shopping“ soll vermieden werden. Neben Deutschland haben sich Frankreich, Österreich, Spanien, Italien, Portugal, Belgien, Luxemburg, Ungarn, Rumänien, Bulgarien, Slowenien, Lettland und Malta der Initiative angeschlossen. Die übrigen EU-Staaten können jederzeit beitreten. Nach der politischen Einigung der Justizminister wird sich das EU-Parlament noch damit befassen, ehe die gemeinsame Scheidungsregelung vom Ministerrat bis Jahresende verabschiedet werden kann. 18 Monate nach der Annahme tritt sie dann in Kraft - also Mitte 2012. (s.a. Newsletter Nr. 10-2010, BMJ-Pressemitteilung,  Bericht im Deutschlandfunk)
BVerwG: Beihilfe auch für eingetragene Lebenspartner
In drei Verfahren wird dem Europäischen Gerichtshof die Frage zur Vorabentscheidung vorgelegt, ob die einem Beamten von seinem Dienstherrn gewährte Beihilfe für krankheitsbedingte Aufwendungen in den Anwendungsbereich der Richtlinie 2000/78/EG vom 27. November 2000 zur Festlegung eines allgemeinen Rahmens für die Verwirklichung der Gleichbehandlung in Beschäftigung und Beruf fällt. Die Kläger hatten geltend gemacht, dass ihnen Leistungen der beamtenrechtlichen Krankenversorgung (Beihilfe) auch für ihre Lebenspartner in gleicher Weise zustünden wie verheirateten Beamten.

Az BVerwG 2 C 23.09, 2 C 46.09 und 2 C 53.09 - Beschlüsse vom 28. Oktober 2010, Pressemitteilung BVerwG, mehr Informationen.
BGH: neues und altes Verfahrensrechts bei Tod eines Ehegatten

§ 619 ZPO aF ist nicht anzuwenden, wenn ein Ehegatte nach Rechtskraft des Scheidungsausspruchs, aber vor rechtskräftiger Entscheidung einer Folgesache stirbt (vgl. nunmehr § 131 FamFG). 

Wird ein Scheidungsverbundurteil nur teilweise angefochten, so erwachsen die Entscheidungsteile, die Familiensachen betreffen, welche nicht Gegenstand des Hauptrechtsmittels sind, mit Ablauf der Frist des § 629 a Abs. 3 ZPO aF (vgl. nunmehr § 145 FamFG) in Rechtskraft, sofern sie nicht bis zu diesem Zeitpunkt ebenfalls angefochten werden. 

Az XII ZB 136/09, Beschluss vom 27. Oktober 2010
BGH: Ermittlung des ehebedingen Nachteils
Um den ehebedingten Nachteil der Höhe nach bemessen zu können, muss der Tatrichter Feststellungen zum angemessenen Lebensbedarf des Unterhaltsberechtigten im Sinne des § 1578 b Abs. 1 Satz 1 BGB und zum Einkommen treffen, das der Unterhaltsberechtigte tatsächlich erzielt bzw. gemäß §§ 1574, 1577 BGB erzielen könnte. Die Differenz aus den beiden Positionen ergibt grundsätzlich den ehebedingten Nachteil. 

Der Unterhaltsberechtigte trägt die Darlegungslast. Im Einzelfall kann er ihr genügen, indem er vorträgt, dass in dem von ihm erlernten Beruf Gehaltssteigerungen in einer bestimmten Höhe mit zunehmender Berufserfahrung bzw. Betriebszugehörigkeit üblich sind.  

Bei feststehenden Nachteilen ist eine exakte Feststellung des hypothetisch erzielbaren Einkommens des Unterhaltsberechtigten nicht notwendig. Die Tatsachengerichte dürfen es bei geeigneter Grundlage entsprechend § 287 ZPO schätzen. Das Gericht muss in der Entscheidung jedoch die tatsächlichen Grundlagen seiner Schätzung und ihre Auswertung in objektiv nachprüfbarer Weise angeben. 

Bei den in § 1578 b BGB aufgeführten Kriterien handelt es sich um objektive Umstände, denen kein Unwerturteil bzw. keine subjektive Vorwerfbarkeit anhaftet, weshalb im Rahmen der Abwägung des § 1578 b BGB keine Aufarbeitung ehelichen Fehlverhaltens stattfindet. 

Az XII ZR 53/09, Urteil 20.10.2010
BGH: Zugewinnausgleich und Gesamtschuld der Ehegatten
Im Rahmen des Zugewinnausgleichs ist eine Gesamtschuld der Ehegatten zu berücksichtigen, für die sie im Innenverhältnis anteilig haften. Hier kommt es für die Ermittlung des jeweiligen Endvermögens darauf an, ob die Ausgleichsforderung nach § 426 BGB realisierbar ist. Das ist auch dann der Fall, wenn ein Ehegatte erst aufgrund des Zugewinnausgleichs imstande ist, die interne Ausgleichsforderung zu erfüllen. Ein am Bewertungsstichtag bestehender Unterhaltsrückstand ist als Passivposten im Endvermögen des Unterhaltsschuldners anzusetzen. 

Az XII ZR 10/09, Urteil vom 6. 10. 2010

BGH: Nacheheliche Solidarität und lange Ehedauer
Bei der Billigkeitsprüfung nach § 1578 b Abs. 1 Satz 2 BGB ist vorrangig zu berücksichtigen, ob ehebedingte Nachteile eingetreten sind, die schon deswegen regelmäßig einer Befristung des nachehelichen Unterhalts entgegenstehen, weil der Unterhaltsberechtigte dann seinen eigenen angemessenen Unterhalt nicht selbst erzielen kann. 

Ob bei fehlenden ehebedingten Nachteilen eine Herabsetzung des Unterhaltsbedarfs nach den ehelichen Lebensverhältnissen (§ 1578 Abs. 1 Satz 1 BGB) auf den angemessenen Lebensbedarf (§ 1578 b Abs. 1 Satz 1 BGB) in Betracht kommt, ist gemäß § 1578 b BGB im Wege einer umfassenden Billigkeitsabwägung zu bestimmen, die dem Tatrichter obliegt. Dabei ist auch eine über die Kompensation ehebedingter Nachteile hinausgehende nacheheliche Solidarität zu berücksichtigen (im Anschluss an das Senatsurteil vom 17. Februar 2010 - XII ZR 140/08 - FamRZ 2010, 629). 

Die Ehedauer gewinnt durch eine wirtschaftliche Verflechtung an Gewicht, die insbesondere dadurch eintritt, dass eine eigene Erwerbstätigkeit wegen der Betreuung gemeinsamer Kinder oder der Haushaltsführung aufgegeben wurde. (im Anschluss an das Senatsurteil vom 11. August 2010 - XII ZR 102/09 - zur Veröffentlichung bestimmt).
Az XII ZR 202/08, Urteil vom 6.10.2010
BGH: Anspruch auf Information über finanzielle Verhältnisse
Die Ehegatten sind zur ehelichen Lebensgemeinschaft verpflichtet. Daraus folgt ihr wechselseitiger Anspruch, sich über die finanziellen Verhältnisse zu informieren, die für die Höhe des Familienunterhalts maßgeblich sind. Geschuldet wird die Erteilung von Auskunft in einer Weise, wie sie zur Feststellung des Unterhaltsanspruchs erforderlich ist. Die Vorlage von Belegen kann nicht verlangt werden.
Az XII ZR 124/08, Urteil vom 2. Juni 2010
OLG Koblenz: Offenbarung der Vermögensverhältnisse

Ein getrennt lebender Ehegatte, der Verfahrenskostenhilfe für ein familienrechtliches Verfahren gegen den anderen Ehegatten beantragt, muss hinnehmen, dass das Familiengericht seine Angaben zu Einkommen und Vermögen dem anderen Ehegatten zur Überprüfung zusendet, selbst wenn es in dem beantragten familiengerichtlichen Verfahren nicht um unterhaltsrechtliche Auskunftsansprüche geht. Wegen grundsätzlicher Bedeutung wurde die Rechtsbeschwerde zum Bundesgerichtshof zugelassen.
Az 7 WF 872/10, Beschluss vom 4.11.2010, Pressemitteilung OLG Koblenz 
OLG Koblenz: Bestellung eines Ergänzungspflegers in Kindschaftssachen
Die Beteiligtenstellung Minderjähriger in Kindschaftssachen (§ 7 Abs. 2 Nr. 1 FamFG) führt nicht pauschal zur Notwendigkeit der Bestellung eines Ergänzungspflegers in Sorgerechtsverfahren. Vorrangig ist zu prüfen, ob die Bestellung eines Verfahrensbeistands in Betracht kommt, auch wenn dieser nicht gesetzlicher Vertreter des Kindes ist (Anschluss an OLG Stuttgart, FamRZ 2010, 1166, gegen OLG Oldenburg, FamRZ 2010, 660).
Az 7 UF 513/10, Beschluss vom 3.8.2010
OLG Stuttart: Umfang des Versorgungsausgleichs
Einzelne Anrechte vom Versorgungsausgleich sollen nach § 18 Abs. 2 VersAusglG ausgenommen werden, wenn sie einen geringen Ausgleichswert aufweisen. Das gilt auch für Anrechte in der gesetzlichen Rentenversicherung. Unbillige Ergebnisse können durch die dem Familiengericht eingeräumte Ermessensausübung vermieden werden.
Az 18 UF 72/10, Beschluss vom 1.7.2010
OLG Oldenburg: Klage gegen Unterhaltsschuldner in Polen
Allein der Umstand, dass der Unterhaltsschuldner in Polen lebt, führt nicht dazu, dass eine Klage auf Zahlung des Mindestunterhalts als mutwillig zu bewerten ist. Die 1998 geborene Antragstellerin, eheliches Kind des Antragsgegners, hatte die Bewilligung von Verfahrenskostenhilfe für eine solche Klage begehrt. Die Antragsstellerin und ihre gesetzliche Vertreterin leben in Deutschland und haben wie der Antragsgegner die polnische Staatsangehörigkeit. Das Familiengericht versagte die Verfahrenskostenhilfe. Eine verständige Partei in der Lage der Antragsstellerin würde einen solchen Rechtsstreit wegen der schlechten Vollstreckungsaussichten nicht führen. Der Antragsgegner sei Pole, lebe dort und habe das Land nach dem bisherigen Sachvortrag noch nie verlassen. Aus dem Scheidungsurteil aus dem Jahr 2008 gehe hervor, dass er dem Alkohol verfallen sei. Mit ihrer Beschwerde beim OLG Oldenburg hatte die Antragstellerin Erfolg. Ihr wurde Verfahrenskostenhilfe unter Beiordnung eines Rechtsanwalts bewilligt. (FamFG § 76; ZPO § 114)
Az 13 WF 92/10, Beschluss vom 29.6.2010
OLG Zweibrücken: FamFG und isolierte Konstengrundentscheidungen

Die Antragstellerin hat die Übertragung des Aufenthaltsbestimmungsrechts für das betroffene Kind auf sich beantragt. Nach Rücknahme ihres Antrags auf Erlass einer einstweiligen Anordnung hat das Familiengericht der Antragstellerin die Kosten des Verfahrens auferlegt. Die hiergegen gerichtete Beschwerde der Antragstellerin ist nach § 58 FamFG statthaft. Auch wenn das Verfahren in der Hauptsache eine nichtvermögensrechtliche Angelegenheit betroffen hat, ist Gegenstand des Beschwerdeverfahrens bei der isolierten Anfechtung der Kostenentscheidung eine vermögensrechtliche Angelegenheit. 
Seit Inkrafttreten des FamFG können isolierte Kostengrundentscheidungen unter den Voraussetzungen der §§ 58 ff. FamFG mit der regulären Beschwerde angefochten werden. Nach § 61 Abs. 1 FamFG ist in vermögensrechtlichen Angelegenheiten die Beschwerde nur zulässig, wenn der Wert des Beschwerdegegenstandes 600,00 € übersteigt.

Az 5 WF 32/10, Beschluss vom 20.5.2010
OLG Frankfurt/M.: Verletzung des Persönlichkeitsrechts durch Behauptung des sexuellen Missbrauchs eines Kindes

Wenn eine Person nicht nur gegenüber den zuständigen Behörden, sondern auch gegenüber zahlreichen anderen Personen behauptet, jemand habe ein Kind sexuell missbraucht, kann dies Ansprüche des Betroffenen auf Unterlassung begründen, ebenso auf den Ersatz des materiellen Schadens und auf eine billige Entschädigung in Geld. Dies erst recht, wenn die Behauptungen als unwahr behandelt werden müssen, weil keine nachvollziehbaren Verdachtsgründen vorgetragen wurden.
Az 1 U 49/09, Urteil vom 19.5.2010
Geburtstagsglückwünsche
Beatrix Weber-Monecke, Richterin am BGH, wird im Dezember 60 Jahre alt. Sie ist seit 1978 Richterin, zunächst am Landgericht Koblenz, danach am Amtsgericht Altenkirchen, von 1986 bis 1995 am OLG Koblenz. Seit 1984 ist sie mit Familiensachen befasst. 1995 wurde sie zur Richterin am Bundesgerichtshof ernannt, dort arbeitet sie am 12. Zivilsenat, unter anderem zuständig für Familiensachen. Außerdem ist sie als Autorin im Münchener Kommentar zum BGB im Bereich des Familienrechts aktiv. Der Arbeitsgemeinschaft Familienrecht im DAV ist sie eng verbunden. Bei den Veranstaltungen und Fortbildungsveranstaltungen der Arbeitsgemeinschaft hat sie bereits zahlreiche Vorträge gehalten und Fortbildungen bestritten, zuletzt sprach sie auf der Herbsttagung in Hannover über den „Unterhaltsanspruch von Mutter und Vater aus Anlass der Geburt (§ 1615 I BGB)“. Beatrix Weber-Monecke ist Beiratsmitglied der Zeitschrift Forum Familienrecht. Zum Geburtstag wünschen wir ihr viel Glück!
Dr. Renate Jaeger, Richterin am Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR), wird im Dezember 70 Jahre alt. Ihren beruflichen Weg als Richterin begann sie am Sozialgericht Düsseldorf. Nach Stationen als wissenschaftliche Mitarbeiterin beim Bundessozial- und Bundesverfassungsgericht, Richterin und Vorsitzende Richterin am Landessozialgericht Nordrhein-Westfalen und Richterin am Bundessozialgericht wurde sie 1994 zum Bundesverfassungsgericht gewählt. Dort war sie als Mitglied des Ersten Senats auch für das Berufsrecht der Anwälte zuständig. 2004 endete ihre Zeit in Karlsruhe, und sie ging nach Straßburg zum EGMR. Dort arbeitet sie noch bis zum Jahresende 2010, um im Januar 2011 in Berlin als Schlichterin in der neuen Schlichtungsstelle der Rechtsanwaltschaft der Bundesrechtsanwaltskammer anzufangen. Auch der Arbeitsgemeinschaft Familienrecht ist Dr. Renate Jaeger verbunden. Auf der Herbsttagung 2007 in Köln sprach sie über „Anwaltszwang und faires Verfahren aus europäischer Sicht“. Wir wünschen ihr viel Glück zum Geburtstag! 
Zeitschrift Forum Familienrecht

Heft 12 erscheint im Dezember mit einem Editorial von RAin Eva Becker, Berlin, „Wie viel Eltern braucht das Kind?“. Außerdem ein Interview mit der weiteren aufsichtsführenden Richterin am Amtsgericht Köln, Margarethe Bergmann, über das Beschleunigungsgebot, § 155 FamFG – Zweiwochenfrist – § 137 FamFG – Versorgungsausgleich und die Praxis am Familiengericht Köln. Außerdem zwei Aufsätze, von Beatrix Weber-Monecke, Richterin am BGH, über „Handlungsbedarf nach der Unterhaltsreform?“ und von Dr. Wolfgang Franz, Min.Dir.a.D., „Begrenzter Unterhaltsanspruch – unbegrenzter Versorgungsausgleich?“.
Termine
Highlights 2011: 
Jubiläumsveranstaltung – Zum 10. Mal WinterIntensiv in Warth am Arlberg
vom 26. Februar bis 5. März 2011, Wellnesshotel Warther Hof. Entspannt tagen im schneesicheren Skigebiet. Themen u.a.: Aktuelle Rechtsprechung des BGH in Familiensachen, Beatrix Weber-Monecke, RiBGH; Bedeutende Entscheidungen des BGH im Erbrecht, Roland Wendt, RiBGH; Bewertungen im Erbschaftsteuerrecht sowie aktuelle Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs, Herrmann-Ulrich Viskorf, Vizepräsident des Bundesfinanzhofs; Familien- und Erbrecht im Lichte der Verfassung, Christine Hohmann-Dennhardt, RiBVerfG; Inhalts- und Ausübungskontrolle familienrechtlicher Vereinbarungen und erbrechtlicher Gestaltungen, Dr. Jörg Mayer, Notar, Simbach. 

Moderatoren: Wolfgang Schwackenberg, Rechtsanwalt und Notar, Oldenburg und Svend Gunnar Kirmes, Rechtsanwalt, MdL, Grimma. Programm und Anmeldung.

 

Kloster Weltenburg in Kehlheim vom 6 bis 7. Mai 2011
Vermögensübertragungen in der Familie sowie Vermögensauseinandersetzung bei Trennung und Scheidung – Steuertipps, Steuerfallen – Diese Themen werden in der Geborgenheit des Klosters Weltenburg mit seiner einzigartigen Lage und der viel versprechenden Küche der Klosterschenke behandelt.  Programm und Anmeldung.
16. Studienreise nach Griechenland zum Thema „Freude im/am Beruf“ vom 8.6. bis 15.6.2011. Es geht wieder nach Isthmia, Peloponnes, Hotel Kalamaki Beach, etwa 12 km von Korinth entfernt. Neben dem Hauptthema werden wie immer Vorträge zum aktuellen Familienrecht angeboten.
Alle Informationen und die Anmeldeunterlagen finden Sie hier oder als Word- und pdf-Version.

Die Seminarreihe zur aktuellen OLG-Rechtsprechung zum Familienrecht wird am 10.12.2010 in Bamberg fortgesetzt. Die Liste der weiteren Orte und Termine finden Sie hier. 
Seminare der AG Familienrecht im DAV in allen OLG-Bezirken, organisiert von der conventionspartners GmbH, finden Sie auf unserer Internet-Seite, wo Sie sich auch online anmelden können. Im vielfältigen Angebot finden Sie unter anderem die Seminarserie zur „Aktuellen OLG-Rechtsprechung im Familienrecht“. 
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